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-+ Die nicht sichernde Mindestsicherung 

§ 231 ABGB; §§ 1, 7 WMG 
Erhöhungsbeiträge zur Mindestsicherung, die ein 
unterhaltspflichtiger Elternteil für Kinder erhält, 
mit denen er im Haushalt lebt, sind in seine Unter-

Sachverhalt: 
Der Ehe der Eltern, die 2012 einvernehmlich geschie­
den wurde, entstammen vier mj Kinder. Die drei jün­
geren Kinder leben im Haushalt der Mutter, der älteste 
Sohn wohnt seit Oktober 2014 beim Vater. 

Am 23.2. 2015 beantragte der Vater, die von ihm 
für seine drei jüngeren Kinder zu erbringenden Uh­
Leistungen - rückwirkend für drei Jahre - auf insge­
samt€ 114,- mtl herabzusetzen. Er verfüge schon seit 
April 2011 nur über ein Einkommen von € l.033,40 
aus der bedarfsorientierten Mindestsicherung für sich 
und seinen bei ihm lebenden Sohn (für diesen 
€ 239,36 Erhöhungsbeitrag). 

Der bisherigen, im Jahr 2011 erfolgten UhFestset­
zung war ein vom Vater erzielbares Anspannungsein­
kommen von rund € 1.100,- zugrunde gelegen. 

Alle drei Instanzen lehnten die Herabsetzung man­
gels relevanter Änderung der Verhältnisse (des Ein­
kommens) ab. 

Aus der Begründung: 
[ ... ] 

Zu dem als UBGr dienenden Einkommen zählen 
alle tatsächlich erzielten Einnahmen des Uhpfl in 
Geld oder geldwerten Leistungen, über die er verfügen 
kann (RIS-Justiz RS0107262 [T 21, T 29). RS0003799 
[T 181). 

[ ... ] 
6. Die bedarfsorientierte Mindestsicherung wurde 

mit der ihr zugrunde liegenden Vereinbarung zw 
dem Bund und den Ländern gem Art l 5 a B-VG, 
BGBI I 2010/96, zur Herstellung eines bundesweit ein­
heitlichen Mindeststandards und harmonisierter lan­
desgesetzl Regelungen in der Sozialhilfe sowie zur Ar­
mutsbekämpfung eingeführt (ErläutRV 677 BlgNR 
24. GP l ). Sie soll vor allem durch Geldleistungen eine 
Deckung der Grundbedürfnisse (insb LebensUh und 

Anmerkung: 
Die Auffassu ng der rezenten Entscheidung, Erhö­
hungsbeiträge für Kinder aus der Mindestsicherung er 
höhten (auch) die UBGr des UhPfl, erscheint verfehlt: 

Zu beachten ist zwar zunächst einmal, dass etwa 
nach § 8 Abs 5 NÖ MSG1> eine Bemühungspflicht be­
steht, zustehenden Uh geltend zu machen. Die Kor­
relation Uh - Mindestsicherung ist daher nicht weg­
zudiskutieren. Dies wird auch durch § 2 Abs I Z 9 der 
V über die Berücksichtigung von Eigenmitteln deut­
lich: Vom Einkommen sind Alimentationsleistungen 
für Kinder mit Ausnahme jener Leistungen, die für 
den Hilfe Suchenden bezogen werden, nicht anzu­
rechnen. 

Letztlich ist aber mit der recht! Beurteilung des 
OGH der gesamten Familie nicht geholfen: 

Die nicht sichemde Mindestsicherung 

haltsbemessungsgrundlage bei Ermittlung des 
Unterhaltsanspruchs von Kindern, mit welchen er 
nicht im Haushalt lebt, einzurechnen. 

Wohnbedarf sowie Schutz bei Krankheit, Schwanger­
schaft und Entbindung) ermöglichen (ErliiutRV 677 
BlgNR 24. GP 7 und 8). 

Diesen Vorgaben entsprechend bestimmt § 1 des 
hier maßgebenden WMG, dass durch Zuerkennung 
von pauschalierten Geldleistungen insb der LebensUh 
und der Wohnbedarf gesichert werden sollen. Den An­
spruch auf Mindestsicherung des LebensUh und 
Wohnbedarfs haben - bei Erfüllung der im Gesetz nor­
mierten Voraussetzungen - gern§ 7 Abs I WMG voll­
jährige Personen. Der Anspruch auf Mindestsicherung 
kann für mehrere im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Personen (,,Bedarfsgemeinschaft") nur gemeinsam gel ­
tend gemacht werden und steht volljährigen Personen 
der Bedarfsgemeinschaft solidarisch zu. Die Abde­
ckung des Bedarfs von zur Bedarfsgemeinschaft gehö­
renden mj Personen erfolgt durch Zuerkennung des 
maßgeblichen Mindeststandards an die anspruchsbe­
rechtigten Personen der Bedarfsgemeinschaft, der sie 
angehören (§ 7 Abs l WMG). 

Die vorstehenden Ausführungen machen deutlich, 
dass die öffentlich-rechtl Leistungen der Ausgleichszu­
lage für Pensionsbezieher und der Anspruch auf be­
darfsorientierte Mindestsicherung im Hinblick auf 
die Frage der Berücksichtigung von (wegen weiterer 
im Haushalt lebender Personen) erhöhten Richtsätzen 
bei der UhBemessung für andere, nicht im gemeinsa­
men Haushalt mit dem Uhpfl lebende Kinder ver­
gleichbar sind. Bei beiden auch von ihrer Zweckwid­
mung her vergleichbaren Leistungen steht der An­
spruch auf die (erhöhte) Leistung dem UhPfl zu (inso­
fern anders 3 Ob 250/97 d zum dBSHG). Wenngleich 
die Erhöhung im Hinblick auf die Bedürfnisse der wei­
teren im Haushalt lebenden Person erfolgt, besteht 
mangels entsprechender gesetzl Anordnung kein An­
spruch dieser (mj) Person; vielmehr wird mit der Er­
höhung lediglich das Einkommen des uhpfl Leistungs­
beziehers insgesamt erhöht (7 Ob 152/03 h). 

Es sei unterstellt, dass auch die Mutter Mindestsi­
cherung für sich und Erhöhungsbeträge für die drei bei 
ihr lebenden Kinder erhält. Die derzeit geltenden Be 
träge belaufen sich auf€ 837,76 für die Mutter und 
€ 192,68 pro Kind. Weiters sei unterstellt, dass alle 
vier Kinder in der gleichen Altersklasse sind (zw 10 
und 15 Jahren). Der Prozentsatz für jedes Kind beträgt 
daher 14% (20% - 3 x 2). Die UhBeiträge, die der Vater 
vom Mindestsicherungsbetrag, den er für das bei ihm 
lebende mj Kind erhält, verringern die Mindestsiche­
rungsbeiträge, die die Mutter für die Kinder erhalten 
dürfte, die bei ihr leben, um die gezahlten UhBeiträge 
(§ 2 Abs l Z 9 der genannten V). Der Vater seinerseits 

1) Wie auch in anderen M1ndestS1Cherungsgesetzen der Bundeslan· 
der. 
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wendet sich (nunmehr; er hatte dies bisher unterlas­
en) an die Mutter um Uh für das bei ihm lebende 

Kind. 
Folgt man der rezenten Entscheidung, so werden 

auch die Mindestsicherungserhöhung~beiträge bei der 
Mutter, die sie für die drei hei ihr lebenden Kinder er­
hält, als UßGr fiir die Bemessung der UhPflicht fü r das 
beim Vater lebende Kind gewertet. Dieser Uh f.illt mit 
€ 168,51 daher deutlich höher aus als der Uh für jedes 
der bei ihr lebenden Kinder (je€ 120,87 - Leistung~-
fähigkeitsgrenze des Vaters bei 755,-). 

Die Folge: Der Erhöhungsbeitrag, den der Vater zur 
Mindestsicherung für das bei ihm lebende Kind erhält, 
wird um den von der Mutter be1.ahltcn Uh gekürzt (vgl 
§ 8 Abs I NÖ MSG iVm § 2 Abs 1 Z 9 der genannten V). 
In Zukunft erhält das Kind€ 168,51 Uh und der Vater 
€ 34, 17 Erhöhungsbeitrag zur Mindestsicheru ng. Die 
UhPflicht des Vaters unter Berücksichtigung des Selbst­
behalts von € 755,- beträgt nur noch € 204, 10. 

Da der Uh des Vaters nunmehr geringer ist, bean­
tragt d ie Mutter eine Erhöhung der Zuschläge zur 
Mindestsicherung in Höhe der UhHerabsetzung. Der 
Vater beantragt eine Erhöhung des Uh, weil die Mutter 
nu nmehr ja (wieder) ein höheres Einkommen durch 
die erhöhten Mindestsicherungsbeiträge hat. Usw, 
usw. 

Schließlich würde es so enden, dass der Vater tat­
sächlich nur noch Uh für die drei Kinder von „seiner" 

Mindestsicherung (zuzuglich Wohnbeihilfe) zu zahlen 
hiitte ( 169,93), weil er für den Sohn keinen Erh/1 
hungsbeitriige mehr erhält. Die Mutter würde dagegen 
Uh in Höhe von 14% ,,ihrer" Mmdestsicherung zzgl 
der drei Erhi.ihungsbeitrage bezahlen (Uh 199,34). 

Damit läuft die recht! Beurteilung des OGH, das~ 
auch die Erhöhungsbeiträge für Kinder in die UBGR 
de:. UhPtl einzurechnen sind, dem Zweck der Mindest­
sicherung absolut zuwider. Wie die Mindestsicherung 
für das Kind erfüllt werden soll, wenn davon im 
schlimmsten Fall (alle vier Kinder in der Altersstufe 
über 15 Jahren) 3 x 16 = 48% zum ( mindestsicherungs 
mindernden) Uh für die anderen drei Kinder abgezo­
gen werden, erschein t nicht nachvollziehbar. Und 
letztlich würde das „Mindestsicherungskarussel") erst 
recht dazu führen, dass der Vater keine Erhöhungsbei­
träge für ,..sein" Kind erhält, aber die Mutter (weil sie 
eben drei Kinder hat) mehr Uh für ein Kind zahlen 
müsste, als sie für „ih re" drei Kinder zusammen erhält. 

Sachgerech ter erschiene deshalb, die Rsp zu den 
Kinderzuschüssen zu Pensionen udgl heranzuziehen. 
Solche Zuschüsse fa llen nur dann in die UßGr, wen n 
sie für das uhber Kind bezogen werden. 21 

Günter Tews3' 

2) EF 14 1 633 133 766, 130.015, 126.281, 122.719, ggt 1odocll EF 
141 631, 95 65 1 (Einrechnung in die UBGr fur alle Kinder) 

3) Junst. Linz 

-+ Falle: Einmahnung rückständigen Geschiedenenunterhalts 

1. §§ 69 a, 72 EheG -+ Die Aufforderung des Unterhaltsberechtigten, 
-+ § 72 EheG gilt auch für einen nach § 55 a EheG der Unterhaltspflichtige möge Auskunft zum Zwe-
vertraglich geregelten Unterhalt, soweit er gemäß cke der Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs 
§ 69 a Abs 1 EheG einem gesetzlichen Unterhalt erteilen, kommt einer Einmahnung gleich. 
gleichzusetzen ist. Die Bestimmung ist also auch 
auf ein Begehren auf Erhöhung des nach § 55 a 
EheG vereinbarten Unterhalts anwendbar. 2. § 1416 ABGB 
-+ Einer Einmahnung des dem Unterhaltsberech­
tigten vereinbarungsgemäß zustehenden Unter­
halts bedarf es nicht, wenn eine vertragliche Rege­
lung betrags- und fälligkeitsmäßig genau die Unter­
haltspflicht bestimmt. Eine Vereinbarung, wonach 
sich der eine Ehegatte verpflichtet, dem anderen 
Unterhalt gemäß § 66 EheG zu leisten, erfüllt diese 
Voraussetzungen jedoch nicht, weil der Unterhalt 
nicht betragsmäßig bestimmt wurde. 

Aus den Entscheidungsgründen: 
Im Sche1dungsfolgenvergleich hatten die Streitteile 
vereinbart: 

„Der ErstASt verpflichtet sich, der ZweitASt Uh 
gern § 66 EheG zu leisten, wobei sich der UhAnspr 
grds wie folgt errechnet: 

Leistet der Unterhaltspflichtige nach der Einmah­
nung bzw Aufforderung zur Auskunftserteilung Un­
terhaltszahlungen, ohne eine Widmung vorzuneh­
men, für welchen Unterhaltszeitraum er leistet, 
scheidet eine Anrechnung dieser Zahlungen auf 
Unterhaltsrückstände vor Einmahnung bzw Auffor­
derung aus. 

40% des jew Familieneinkommens minus 2% wegen 
der Sorgepflicht des ErstASt für die mj A T = 38% ab­
züglich des jew Eigenemkommens der ZweitASt. 

Derzeit errechnet sich damit ein Betrag von 
310,- ." 

-+ Unterhaltsverwirkung und rückständiger Unterhalt 

§ 94 ABGB kunft nicht mehr geltend gemacht werden kann. 
-+ Die Konsequenz einer Unterhaltsverwirkung be- Die Verwirkung bezieht sich daher grundsätzlich 
steht darin, dass ab dem Zeitpunkt, in dem die Vo- nur auf die Zukunft, nicht aber auf Rückstände 
raussetzungen für eine Verwirkung des Unterhalts aus der Zeit vor der Verwirkung. 
gegeben sind, ein Unterhaltsanspruch für die Zu- -+ 
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(LG Wiener 
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